Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

I 

A r t i k e 1 1 i 

i 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- I 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I | 
S, 1051), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz I 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes vom 28. Juli I 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1003), wird wie folgt er- ; 
gänzt: ' 

i 

Nach § 2 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: j 

„(5) Soldaten, die Grundwehrdienst leisten, er- ' 
halten zu Weihnachten und zur Entlassung aus- | 
zahlbare Zuwendungen von insgesamt 240 Deut- | 
sehe Mark. Sie beträgt nach | 


dreimonatigem Grundwehrdienst 

40 Deutsche Mark, 

sechsmonatigem Grundwehrdienst 

80 Deutsche Mark, 

neunmonatigem Grundwehrdienst 

120 Deutsche Mark, 

zwölfmonatigem Grundwehrdienst 

160 Deutsche Mark, 

fünfzehnmonatigem Grundwehrdienst 

200 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Grundwehrdienst 

240 Deutsche Mark. 

Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1, Dezember 1969 in Kraft. 


Bonn, den 21, Oktober 1969 


Dr, Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Postfdcli 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 8 


Begründung 


Die Weihnachtszuwendungen für den öffentlichen 
Dienst werden laufend erhöht. Die in der Privat- 
wirtschaft tätigen Arbeitnehmer erhalten Weih- 
nachtszuwendungen. In diesem Jahr wurden in allen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes und in fast allen 
Bereichen der Privatwirtschaft zusätzliche außer- 
tarifliche Ausgleichszahlungen gewährt. Der in 
einem besonderen Gewaltverhältnis stehende 
Grundwehrdienstleistende kann aus Fürsorgegrün- 
den hiervon nicht ausgenommen werden. Der finan- 
zielle Abstand des Grundwehrdienstleistenden darf 
nicht auf Kosten dieses Personenkreises vergrößert 
werden. 
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